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POLITIK
HANS MATHIAS KEPPLINGER 
UND RICHARD LEMKE

D ie Energiewende nach
Fukushima war ein
Super-GAU der poli-
tischen Kommunika-
tion. Keine Entschei-
dung einer Bundesre-
gierung hat ein derar-

tiges Chaos verursacht wie der Ausstieg
aus der Kernenergie. Die Opposition hät-
te die Verantwortlichen längst durch die
öffentliche Arena geprügelt, wenn sie die
Entscheidung nicht am liebsten selbst
getroffen hätte. Der Ersatz für Versor-
gungslücken bei Windstille und Wolken
ist ungeklärt. Zum Ausbau der Stromnet-
ze liegen nur ungenaue Pläne vor. Die
Pläne für Stauseen zur Speicherung über-
flüssiger Energie erschöpfen sich in Ab-
sichtserklärungen. Die unterirdische La-
gerung von CO2 aus Kohle- und Gaskraft-
werken ist nicht allgemein verbindlich
geregelt. Sicher ist nur, dass die Energie-
kosten weiter steigen, aber wie hoch sie
werden, weiß wiederum niemand.

Wie konnte das geschehen? Eine erste
Antwort gibt der Blick auf die politische
Lage und Praxis von Angela Merkel. Der
CDU drohten im April 2011 in Baden-
Württemberg und Rheinland-Pfalz we-
gen der Anti-Atom-Proteste nach Fuku-
shima Niederlagen bei den Landtagswah-
len. Zudem bestand die Gefahr, dass das
Verfassungsgericht das Gesetz zur Ver-
längerung der Laufzeit von Kernkraft-
werken für zustimmungsbedürftig erklä-
ren und es danach an der Bundesrats-
mehrheit scheitern würde. Wenn es an-
ders entschieden hätte, wäre nach der
Bundestagswahl 2013 eine Koalition mit
SPD oder Grünen wegen der Verlänge-
rung der Laufzeit von Kernkraftwerken
schwierig gewesen. In der Zwischenzeit
hätte sich Norbert Röttgen als Alternati-
ve zu Merkel profilieren können. In die-
ser Situation musste einer Politikerin, die
ihre Karriere radikalen Wendungen ver-
dankt, der Ausstieg aus der Kernenergie
als Mehrzweckwaffe erscheinen, die alle
Probleme löst.

Merkels situativer Politikstil alleine er-
klärt aber die Entscheidung für ein Mora-
torium und ihre absehbaren Folgen
nicht, weil sie von weiten Teilen der Uni-
onsführung mitgetragen wurde. Hinzu
kam die spezifisch deutsche Reaktion auf
das Seebeben, den Tsunami und den Re-
aktorunfall in Japan. Die deutschen Me-
dien berichteten über diese drei Kata-
strophen nicht nur insgesamt wesentlich
intensiver als die Medien in der Schweiz,
in Frankreich und in Großbritannien. Sie
befassten sich vor allem intensiver mit
dem Reaktorunfall.

Das belegt eine Gegenüberstellung der
Berichterstattung in jeweils zwei ver-
gleichbaren Zeitungen und zwei Fernseh-
Nachrichtensendungen in den vier Län-
dern: Die deutschen Zeitungen veröffent-
lichten nach dem Tsunami innerhalb ei-
nes Monats 311 Beiträge über Fukushima
– und damit fast doppelt so viele wie im
Durchschnitt die Zeitungen der anderen
Länder. Die deutschen Fernsehsender
sendeten dazu mit 160 Beiträgen fast an-
derthalbmal so viele wie die Sender im
Ausland. Nicht eingeschlossen sind darin
die zahlreichen Sonderseiten der Zeitun-
gen und die Sondersendungen der Fern-
sehsender, die vor allem die deutschen
Medien gemacht haben.

Die deutschen Medien thematisierten
zudem viel häufiger die Kernenergie im
eigenen Land. In Frankreich und England
war das nur sehr selten ein Thema. Das
Geschehen in Japan schien aus Sicht vie-
ler deutscher Journalisten nur das zu be-
stätigen, was man hier schon lange zu
wissen glaubte, nämlich die Unbe-
herrschbarkeit der Kernenergie. Ihre
Darstellung entsprach, wie Umfragen
zeigen, der Sichtweise eines Großteils
der Bevölkerung. In Deutschland ging es,
anders als in Frankreich und England,
nicht vorrangig um die japanischen Op-

fer des Tsunami, sondern um die deut-
schen Opfer der seit Tschernobyl ver-
breiteten Atomangst.

Der Beschluss zur zeitweisen Ab-
schaltung deutscher Kernkraftwerke
(Moratorium) hat die Diskussion über
die Bedeutung des Reaktorunglücks in
Japan für die Zukunft der Kernenergie
in Deutschland zusätzlich angeheizt.
Zwar waren bereits einen Tag nach dem
Reaktorunfall in Fukushima die ersten
Beiträge über die Zukunft der hiesigen
Kernenergie erschienen. Die Welle von
Berichten über die Stilllegung von hiesi-
gen Kernkraftwerken, ihre Notwendig-
keit zur Energieversorgung, Anti-Atom-
Demonstrationen in deutschen Städten
und so weiter erreichte aber erst nach
dem Moratorium ihren Höhepunkt
(Schaubild). Die politisch Verantwortli-
chen haben folglich damit genau das Ge-
genteil dessen erreicht, was sie angeb-
lich erreichen wollten, eine Beruhigung
der Bevölkerung.

Die Konzentration der Berichterstat-
tung auf die Kernenergie im eigenen
Land ging in den deutschen Medien mit
überwiegend negativen Aussagen über
die Risiken der Kernenergie einher. Nach
ihrer Darstellung bestätigte der Reaktor-
unfall von Fukushima die These, dass die
Kernenergie generell unbeherrschbar ist.
Fukushima erschien als Menetekel. Die
Diagnose wurde durch massive Forde-
rungen nach einem Ausstieg aus der
Kernenergie ergänzt: In der Presse war
das der Tenor von 80 Prozent aller Aus-
sagen zur Zukunft der Kernenergie, im
Fernsehen war es der Tenor von sogar 90
Prozent. Dadurch entstand eine schein-
bar ausweglose Situation, in der auch
diejenigen das Vorgehen von Merkel mit-
trugen, die es für falsch hielten. 

Bereits wenige Tage nach dem Morato-
rium, am 17. März, erkannte Merkel diese
Chance und sprach vom „Atomausstieg

und ist typisch für Politiker. Auch daran
weckt die Abgeordnetenbefragung Zwei-
fel. Dies belegen die Reaktionen auf fol-
gende Problembeschreibung: „Entschei-
dungen von Politikern zur Beseitigung
von Missständen können unbeabsichtigte
negative Folgen haben. Sind Politiker für
solche Folgen moralisch verantwortlich
oder nicht verantwortlich?“ Nur ein
Fünftel (18 Prozent) der Abgeordneten
erklärten, sie seien „in jedem Fall dafür
verantwortlich“. Mehr als zwei Drittel (70
Prozent) meinten dagegen, sie seien „da-
für nur verantwortlich, wenn die negati-
ven Folgen absehbar waren“ – was auf
den Ausstieg aus der Kernenergie zutrifft.

Damit stellen sich zwei Fragen: Wie
sieht es um die moralische Verantwor-
tung der damals handelnden Politiker für
die unbeabsichtigten, aber absehbaren
negativen Nebenfolgen der Energiewen-
de aus? Und wie kann man die Unter-
schiede, um nicht zu sagen Widersprü-
che, zwischen den Annahmen Webers
und der beobachtbaren Praxis erklären?
Hinweise liefern erneut die Antworten
der Abgeordneten. Vorgegeben war die
These: „Politiker vertreten vor allem ihre
Eigeninteressen und die Interessen ihrer
Partei.“ Gefragt wurde, „auf wie viele Po-
litiker“ nach ihren eigenen Erfahrungen
dies zutreffe. Nahezu die Hälfte (45 Pro-
zent) der Bundestagsabgeordneten er-
klärte, das treffe auf „alle, fast alle“ oder
„die Mehrheit“ der Politiker zu. Ein wei-
teres Viertel (26 Prozent) meinte, es tref-
fe auf „etwa die Hälfte“ zu. Folglich wa-
ren deutlich mehr als zwei Drittel der
Ansicht, das sei typisch für die Hälfte
oder sogar noch mehr ihrer Kollegen. Da-
gegen meinten nur relativ wenige (25
Prozent), das gelte für „eine Minderheit“.

Dies führt zu einem letzten Aspekt der
Problematik – die tatsächliche oder ver-
meintliche Macht der Medien.

Die Bundestagsabgeordneten und die
gleichzeitig befragten Hauptstadtkorres-
pondenten sprachen übereinstimmend
den Medien mehr Einfluss auf die Politik
zu als der Politik auf die Medien. Anhand
einer Skala von 0 („überhaupt kein Ein-
fluss“) bis 10 („sehr großer Einfluss“)
stuften die Politiker den Einfluss der Po-
litik auf die Medien mit 5,3 den Einfluss
der Medien auf die Politik mit 8,2 ein.
Die Journalisten nannten Werte von 6,2
und 7,0. Hierbei handelt es sich um Ein-
schätzungen, die auf eigenen Erfahrun-
gen beruhen und entsprechend aussage-
kräftig sind. Gestützt auf Vergleiche mit
früheren Befragungen, kann man fest-
stellen: In den vergangenen 40 Jahren
hat sich das Machtverhältnis zwischen
Medien und Politik umgekehrt. Die Fol-
ge ist eine fortschreitende Mediatisie-
rung der Politik, ihre Anpassung an den
mehr oder weniger kurzfristigen Medi-
entenor. Verstärkt wird die reale Macht-
verlagerung vom sogenannten Andere-
Leute-Effekt: Wie die meisten Menschen
glauben auch Politiker um so eher an ei-
ne starke unerwünschte Wirkung von
Medienberichten auf andere Menschen,
je größer die Zahl dieser Menschen und
je größer die soziale Distanz zu ihnen ist.
Deshalb schreiben Politiker den Medien
einen besonders großen Einfluss vor al-
lem auf Wähler zu.

Dies führt zur Ausgangsproblematik
zurück: Die übertriebene Wahrnehmung
der Macht der Medien verleitet ange-
sichts eines übereinstimmenden Medi-
entenors – wie in der Zeit nach Fukushi-
ma – auch besonnene Politiker zu Panik-
reaktionen, bei denen sie alle Bedenken
vergessen. Sie wollen nur raus aus der
Situation, und das so schnell wie mög-
lich. Die Art und Weise des Ausstiegs aus
der Kernenergie ist ein Beispiel dafür.
Die Verantwortung für die Nebenfolgen
übernimmt niemand, und den Preis be-
zahlen die Bürger.

Hans Mathias Kepplinger ist Professor für
empirische Kommunikationswissenschaft
(em.) an der Universität Mainz
Richard Lemke ist sein Projektmitarbeiter

*In Deutschland: Schnelle und intensive Thematisierung der Kernenergie im eigenen Land nach Fukushima. Zum Vergleich: Schweiz, Frankreich, England 
Anzahl der Beiträge in Zeitungen und Nachrichtensendungen (Deutschland: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Süddeutsche Zeitung, Tagesthemen, heute 
journal; Schweiz: Neue Zürcher Zeitung, Tagesanzeiger, Tagesschau, 10vor10; Frankreich: Le Figaro, Le Monde, journaltélé 13h, journaltélé 20h; England: 
Times, Guardian, BBC1 newsatsix, BBC1 newsatten)

Anzahl der Beiträge mit Thematisierung von Kernenergie im Heimatland
pro Tag in Zeitungen und Nachrichtensendungen*
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FUKUSHIMA IN DEN MEDIEN
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Reaktorunfall in 
Fukushima am 
11.3.2011

Augen zu und durch
Kein Land hat so emotional über Fukushima diskutiert wie Deutschland – und keine
Regierung sich wie die deutsche verhalten, die Hals über Kopf die „Energiewende“
verkündete, ohne die Folgen zu bedenken. Was würde Max Weber dazu sagen?

tiert. Das widerspricht den Annahmen
Webers, entspricht aber dem Selbstver-
ständnis eines Teils der Politiker. Das be-
legen ihre Reaktionen auf folgende Pro-
blembeschreibung: „Politiker dürfen bei
ihren Entscheidungen nicht nur an Pro-
blemlösungen denken. Sie müssen auch
unbeabsichtigte negative Nebenfolgen
berücksichtigen, die dadurch entstehen
können.“ Bei einer Befragung von Bun-
destagsabgeordneten aller Parteien
schon vor Fukushima hielt es nur eine
Minderheit (40 Prozent) für „sehr wich-
tig“, dass Politiker „auch unbeabsichtigte
negative Nebenfolgen“ ihrer Entschei-
dungen berücksichtigen. Die meisten
wollten nicht so weit gehen und meinten
nur, es sei „durchaus“ (55 Prozent), aber
eben nicht „sehr wichtig“.

Weber äußerte sich auch zur Verant-
wortung der Handelnden. „Verantwor-
tungsethisch“ verhält sich, wer die Ver-
antwortung auch für die absehbaren ne-
gativen Nebenfolgen seines Handelns
übernimmt und sein Verhalten danach
ausrichtet. Nach Weber gehört die Ver-
antwortungsethik zur Zweckrationalität

der Art und Weise, wie sich Politiker und
Journalisten in elf Medien – „Die Welt“,
„Frankfurter Allgemeine Zeitung“, „Süd-
deutsche Zeitung“, „Frankfurter Rund-
schau“, „taz“, „Handelsblatt“, „Bild“-Zei-
tung, „Der Spiegel“, „Focus“, ARD („Ta-
gesschau“, „Tagesthemen“) und ZDF
(„Heute“, „Heute-Journal“) – in den vier
Wochen nach Fukushima zum Ausstieg
aus der Kernenergie äußerten.

Politiker haben in insgesamt 130 Bei-
trägen dieser Medien einen Ausstieg aus
der Kernenergie gefordert, Journalisten
deutlich seltener, in nur 26. Bedeutsam
ist, dass nicht nur die Journalisten, son-
dern auch die Politiker im Zusammen-
hang damit nahezu nie auf die Kosten
der Energiewende eingegangen sind. Po-
litiker haben diesen Aspekt sogar noch
seltener angesprochen als Journalisten
(vier Prozent gegenüber zwölf Prozent
der Aussagen). Beide haben sich damit
ohne Rücksicht auf die Nebenfolgen, un-
ter anderem die Kosten, von einem alles
beherrschenden Ziel leiten lassen, dem
Atomausstieg, und folglich nicht zweck-
rational, sondern wertrational argumen-

Da sitzen sie und meinen, sie könnten nicht anders: Kanzlerin Angela Merkel verkündet am 15.3.2011 das Atom-Moratorium und allen Politikern merkt man ihr Unwohlsein an 
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mit Augenmaß“. Das führt zum Kern des
Problems: der Rationalität politischer
Entscheidungen und der Verantwortung
dafür. Der Soziologe Max Weber unter-
schied in seinem berühmten Essay über
„Politik als Beruf“ (1919) „zweckrationa-
les“ und „wertrationales“ Handeln. Nach
Weber handeln Politiker zweckrational,
weil sie erstens verschiedene Zwecke ra-
tional gegeneinander abwägen, zum Bei-
spiel den Ausstieg aus der Kernenergie
und die Sicherung politischer Macht, und
weil sie zweitens die negativen Nebenfol-
gen bedenken, etwa die Kosten eines
Ausstiegs aus der Kernenergie. Dagegen
handeln Journalisten wertrational, weil
sie sich ohne Rücksicht auf die absehba-
ren Nebenfolgen nur von einem heraus-

ragenden Zweck lei-
ten lassen, zum Bei-
spiel dem Ausstieg
aus der Kernenergie
ohne Rücksicht auf
die absehbaren Kos-
ten. Ob diese An-
nahmen zutreffen,
klärt eine Analyse
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